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könne; dann müßte man wirklich unterſuchen, ob an ſolchen Zuſtänden 
nicht auch andere öffentliche Einrichtungen mehr betheiligt find. Dazu 
habe ich keine Luſt und dazu fordert auch die Gemeinde-Ordnung 
mich nicht auf. Wenn man immer das Einſt und das Jetzt mitein— 
Neber Erſatz der Vertretungskoſten in Markenſchutzſtreitigkeiten kann durch das poli- ander vergleicht, u 1080 a Ginft pi den Himmel hebt, 1 lau- 
tiſche Erkeuntniß nicht abgeſprochen werden. dator temporis acti wird, Alles in den Staub tritt, was die Ge⸗ 
Ueber Wiſſentlichkeit des Eingriffes in das Markenrecht kommt nach Ueberzeu⸗ | genwart hervorgebracht hat, dann ift der Grund davon wohl oft mehr 
gung des politiſchen Richters abzuurtheiſen. in pſychologiſchen Momenten zu ſuchen. Man lebt ja in der Gegen: 
— r wart, fühlt ihre Mängel und fühlt ſich durch fie lebhaft bedrückt: 
was in der Vergangenheit Bedrückendes war, das hat mau längft 
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Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeinde- seri der geen ige hit e an der pouti an Fer 
urdnung. Um die Gegenwart zu begreifen, müſſen doch auch unſere ſtaats⸗ 
grundgeſetzlichen Freiheiten und Rechte, die Schwierigkeit, mit welcher 
ſich ſowohl das Publicum, als auch die, die Ordnung aufrecht zu er- 
halten verpflichtete Regierung in einer verhältnißmäßig neuen Lage 
bewegen, die unbedingte Oeffentlichkeit, das mit jedem conſtitutio⸗ 
nellen Weſen unmittelbar verbundene und in Oeſterreich beſonders 
lebhafte Parteigetriebe und die Wirkungen in Betracht gezogen werden, 
welche ſolche Grundlagen eines öffentlichen Lebens zur Erſcheinung 
bringen müſſen. Dann wird man allerdings nicht die Augen ver- 
q $ i Pa) Aa ſchließen vor beſtehenden Uebelſtänden; man wird ſich aber die Frage 
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e 1 ene a aiee . zu ftelfen haben, ob dieſe ſtaatsgrundgeſetzlichen Freiheiten und Rechte 
n iA ak £ on Herman andererſeits ver— die Fortſchritte und die Errungenſchaften unferer Zeit conſervirt werden 
. TE agt: ſollen? und ob es nicht beſſer iſt zu verſuchen, ohne dieſe Grundlagen 
„Es kommt lediglich auf die Fragen an: Welche Mängel hat | anzugreifen, durch die Geſetzgebung und durch eine verſtärkte Admi— 
denn unſere Gemeinde-Oednung? find fie weſentlicher Natur? ift die niſtration der Freiheit auch die Ordnung an die 
Reviſion der Gemeinde-Ordnung wirklich ein Bedürfniß? und nach | oder aber, ob man in dieſen Errungenſchaften, in di 
welcher Richtung ijt dann diefe Reviſion vorzunehmen? Geſetzen und Inſtitutionen die permanente Quelle 
Man klagt über unſere öffentlichen Zuſtände und man iſt be- blicken will, die Pandora⸗Büchſe, aus der Alles S 
rechtigt dazu, wenn auch diefe Klagen nicht vollſtändig frei von Ueber- hinaus fliegt, und ob man daher dieſe permanente Quelle verſtopfen 
treibung ſind. Man klagt uͤber das Ueberhandnehmen von Rohheit, und zu den Fleichtöpfen des Abſolutismus zurückkehren will? Die 
über Verwilderung der Sitten; über das Ueberhandnehmen der Ver- letztere Idee, dieſer Peſſimismus, glaube ich, kann wohl Niemanden 
brechen, insbeſondere der Verbrechen gegen das Eigenthum und die anwandeln. Niemand kann und ſoll durch den Rückblick auf die Ver⸗ 
Sicherheit der Perſon; man klagt über Vagabundenweſen und über gangenheit Unzufriedenheit mit der Gegenwart herbeiführen, Niemand 
Landſtreicherthum, über den Mangel landwirthſchaftlicker Arbeiter und ſoll in dem Volke eine Sehnſucht nach Zuſtänden erregen die nun 
Dienſtboten, über die unverſchämten Forderungen und die Zuchtlofig- einmal nicht wiederkehren können; denn das Glück und die Zufrieden 
keit der letzteren und darüber, daß auf dem flachen Lande eigentlich heit des Volkes ſind es werth, daß wir es vor ſolchen Täuſchungen 
jede Polizei ſchlaft. Wie berechtigt nun auch dieſe Klagen ſein mögen, zu bewahren ſuchen. Ein ſolcher Peſſimismus führt zu Wünſchen und 
davor möchte ich doch warnen, daß man den Grund zu dieſen Klagen, Beſtrebungen, welche nicht erfüllt werden können welche aber, wenn 
al All den bedrückenden Erſcheinungen in unſeren öffentlichen Zuſtänden man ſie zu erfüllen ſuchte, eine politiſche Verirrung wären, die ſich 
8 der Unthätigkeit und dem böſen Willen der Gemeinde in die an Allen, die daran Theil genommen haben, ſowie an denjenigen, 
Schuhe ſchiebe; es würde nichts präjudicteller fein für eine organie welche die Folgen zu tragen hätten, rächen würde, wie ſich jeder po⸗ 
ſatoriſche Geſetzgebung als eine ſolche Annahme. Wenn es wirklich litiſche Anachronismus rächt. Nicht fo ſehr von idealen Grundlagen 
wahr wäre, daß alle dieſe widrigen Erſcheinungen in der Ausdehnung, aus, als aus praktiſcher Staatskunſt ziehen wir den erſteren Weg vor 
wie ſie geſchildert, werden, beſtehen; wenn es wahr wäre, daß Ge⸗ und wollen wir das Princip der Autonomie conſerviren; es aber fo 
ſetzloſigkeit und Anarchie die Signatur unſerer öffentlichen Zuſtände regeln, daß es leiſte, was es im öffentlichen Intereſfe leiſten ſoll. 
ſind, dann wäre doch nicht anzunehmen, daß der Grund davon ledig— Wie es keine abſolute Wahrheit im Leben gibt, ſo gibt es auch 
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Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeindeordnung. (Fortſetzung.) 


5 nur in einer mißverſtandenen Autonomie der Gemeinde liegen 
Mittheilungen aus der Praxis; | 


Gortſetzung.) 


l Eine ſehr eingehende Erörterung der Reformfrage bilden Kaifer- 
feldes Reden. Der Landeshauptmann Kaiſerfeld griff zweimal in die 
Debatte ein. Seine erſte Rede erging ſich über Aufgabe und Rid- 
tung der Gemeindegeſetz-Reform im Allgemeinen, die zweite über das 
Project der Verwaltungsgemeinden, das Kaiſerfeld bekämpfte. Anbe⸗ 
langend die Reformrichtung überhaupt ſtellte fih Kaiſerfeld, der im 
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keine abfolute Gleichheit miter den Gemeinden und wenn Sie fie Her- 
ſtellen wollten, Sie würden ein jämmerlich Stück Arbeit vor ſich 
haben. An die Städte lann man ein größeres Maß von Anforderun⸗ 
gen ſtellen, ein höheres Ziel communaler Rechte und Freiheiten ihnen 
ſtecken, ſie werden es leiſten es wird in ihrem Intereſſe und im In⸗ 
tereſſe der Geſammtheit liegen, daß man ihnen mehr auflade. Dadurch. 
daß die volksreicheren Städte eigene Statute erhalten, iſt aber für 
ihre Verhältniſſe hinlängliche Sorge getragen. Wenn aber von einer 
allgemeinen Gemeinde-Ordnung geſprochen wird, dann muß 
man das Maß der Forderungen, welche man an die Gemeinden ſtellt, 
an ein gewiſſes Durchſchnittsmaß der Kräfte der beſtehenden, nicht 
aber der eingebildeten Gemeinden legen. Wenn man dieſes Durch— 
ſchnittsmaß überſchreitet, dann iſt die Folge allerdings die, daß die 
öffentlichen Intereſſen weſentlich darunter leiden oder daß die Unab⸗ 
hängigkeit der Gemeinde und ihre Exiſtenz zu Grunde gehen. 

Iſt es nun wahr, daß unſere beſtehende Gemeinde-Orduung, 
wie man beſtändig klagt, dieſes Durchſchnittsmaß der Kräfte der be- 
ſtehenden Gemeinde gar ſo weit überſchritten hat? Wer der Sache 
näher auf die Spur geht, wird das, in dem behaupteten Maße mwe- 
nigſtens, nicht finden. Wenn man den § 24 der Gemeinde-Ordnung 
hernimmt und die dort aufgezählten Punkte der Local-Polizei näher 
anſieht, die fih wie Capitel⸗Ueberſchriften ohne Inhalt audnehmen, 
dann könnte man allerdings verſucht ſein zu glauben, die Gemeinden 
ſeien weiß Gott wie überbürdet. Allein man überſieht, daß das nichts 
anderes als eben Capitel-Aufſchriften find, deren Inhalt durch die 
polizeilichen Geſeße und Verordnungen ausgefüllt wird und meines 
Erachtens iſt es nicht richtig, daß dieſe den Gemeinden im Allgemei⸗ 
nen eine ſo große Hexerei und Schererei auferlegen, und würde es 
doch der Fall ſein, dann wäre es eben dieſer Zweig der Geſetzgebung, 
der vielleicht in einigen Dingen zu reformiren wäre, nicht aber die 
Organiſation der Gemeinden. Nehmen wir nun z. B. die allgemein 
lautende Competenz über die Sicherheit heraus. Man ſchiebt den Ge— 
meinden alle beſtehende Unſicherheit in die Schuhe. Dieſer Wirkungs⸗ 
kreis hat für die Gemeinden auf dem flachen Lande eigentlich keine 
ſo ſchwierige Bedeutung; denn das Geſetz wird nie wollen, daß man 
den Gemeinde-Vorſteher zum Denuncianten oder richtiger geſagt: zum 
Erforſcher von Verbrechern und gleichzeitig auch zum Häfcher mache. 
Wenn Sie eine verhältnißmaͤßig zahlreiche Gendarmerie haben, eine 
Gendarmerie, die wohl unterrichtet und gut disciplinirt iſt, dann haben 
Sie für die öffentliche Sicherheit auf dem flachen Lande ſo ziemlich 
das meiſte gethan. Die öffentliche Sicherheit hat in meinen jungen 
Tagen der eine Gemeindediener des Bezirkes auch nicht aufrecht er- 
halten; er hat eben nur die Bauern zuſammengetrommelt und dieſe 
waren es, die ihre Haut zu Markte tragen mußten, wenn ſie unter 
Führung des Richters einen Kampf mit Räubern und Defertenren 
zu beſtehen hatten. Meine Herren! Sie dürfen nicht überſehen, daß 
es die Polizeigeſetze und Verordnungen find, welche die Rollen in 
den local-polizeilichen Dingen zwiſchen dem Gemeinde-Vorſteher und 
zwiſchen der Adminiſtration des Staates, zwiſchen den Organen des 
Staates und der Gemeinde feſtzuſtellen haben. Auf Eines vergeſſen 
Sie aber ja nicht, nämlich auf das, daß den Gemeinden auch in aus 
deren Einrichtungen, für die ſie nicht zu ſorgen haben und für die 
fie, auch wenn fie anders couſtituirt wären, nicht ſorgen könnten, 
Hilfe geboten werden muß. damit ſie ihren Wirkungskreis erfüllen 
können. Und das hat, glaube ich, unſer Landtag im reichſten Maße 
gethan, indem er ein Zwangsarbeitshaus gebaut hat, wodurch für die 
Sicherheit auf dem flachen Lande und für die Thätigkeit der Gemein⸗ 
den eine weſentliche Vorſorge getragen iſt. Der Landtag hat die Ge⸗ 
meinden von Zahlung der Verpflegskoſten der Zwänglinge befreit, das 
Land hat ſo viele öffentliche Krankenanſtalten errichtet, in welchen die 
armen Kranken der Gemeinden auf Koſten des Landes Unterkunft 
finden, es hat ein Siechenhaus gegründet, und ſteht im Begriffe, noch 
ein zweites zu gründen, und es hat dadurch die Armenpflege auf dem 
Lande den Gemeinden weſentlich erleichtert. 

Die Mängel, die der jezigen Gemeindeordnung anhaften, find 
daher viel leichter zu beſeitigen, als man gewöhnlich annimmt, und 
ſie ſind es, ohne daß man genöthigt wäre, die Autonomie — oder 
ſagen wir, da dieſes Wort vielleicht den Sinn nicht richtig gibt — 
die Selbverwaltung der Gemeinde aufzuheben, an die ſich die Be⸗ 
völkerung nach und nach zu gewöhnen angefangen hat, und ohne daß 
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welches das Bewußtſein des Volkes ſich ſträuben, und welches eben 
aus dieſem Grunde ſo ſchwer durchzuführen ſein würde. 

Der Landesausſchuß gibt die Mängel der Gemeindeordnung 
in ſeinem Berichte, wie mir ſcheint, ganz richtig an. Sie beſtehen 
darin, daß der § 24 der Gemeindeordnung in dem ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe unterſchiedslos Dinge zuſammenwirft, von welchen die 
einen allerdings ſolche innere Angelegenheiten ſind, daß bezüglich 
derſelben den Gemeinden durch die Geſetze das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht gar nicht genommen werden kann, ohne daß der Begriff einer 
freien Gemeinde damit aufgehoben würde, während andere ſolche ſind, 
an denen allerdings die Gemeinden ein nahes Intereſſe haben, die 
aber im hohen Grade auch öffentliche Intereſſen berühren. Die for- 
malen Cautelen, womit die Gemeindeordnung die Unabhängigkeit der 
Gemeinden in ihrem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe umgibt, um dieſe 
Selbſtſtändigkeit gegen alle Störungen, die von außen kommen fönn- 
ten, zu ſichern, mögen gut und am Platze fein für die eine Kate- 
gorie dieſer Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſet; da- 
gegen müffen fie in ihren Wirkungen auf die öffentlichen Intereſſen 
in der anderen Kategorie ſehr ſchädlich ſein — und das ſcheint mir 
der weſentlichſte, faſt möchte ich ſagen der einzige Mangel der Ge- 
meindeordnung zu ſein. Die Vorlage des Landesausſchuſſes verbeſſert 
dieſes Gebrechen, indem ſie den polizeilichen Wirkungskreis als einen 
beſonderen heraushebt und ſie thut dies aus logiſchen Gründen, weil 
damit eben gerechtfertigt ſein ſoll, daß den politiſchen Behörden auf 
dieſen Wirkungskreis ein größerer Einfluß zu geſtatten ſei als gegen⸗ 
wärtig. Sie kann dies aber auch den Gemeinden gegenüber vollſtän— 
dig mit Recht thun; denn ſo abſolut unabhängig kann die Gemeinde 
ſelbſt in jenen Angelegenheiten nicht ſein, die lediglich innere find, 
wie z. B. die Vermögensverwaltung, wie die Beziehungen der Ge— 
meinde zu ihren Mitgliedern, wie der Gemeindehaushalt u. ſ. w. — 
ich ſage: ſo unabhängig, ſo abſolut unabhängig kann ſie denn doch 
nicht ſein, daß die Geſetzgebung nicht auch in dieſen Angelegenheiten 
die Gemeinden einer Tutel zu unterwerfen hätte; der Grund dafür 
liegt in dem Intereſſe, welches der Staat an der Gemeinde als fort- 
lebender Körperſchaft und an der Sicherung der wirthſchaftlichen Exi⸗ 
ſtenzfähigkeit der Gemeinde nehmen muß. Die Geſetzgebung kann aber dieſe 
Tutel, bei der es ja auf Mittel der Executive nicht ankömmt, gefahrlos einer 
höher organiſirten Gemeinde übertragen. Das iſt aber nicht der Fall, 
bei dem localpolizeilichen Wirkungskreiſe; da iſt es unthunlich, weil 
im localpolizeilichen Wirkungskreiſe geſetzliche Pflichten von den Ge- 
meinden zu erfüllen ſind, weil nach dem Geſetze zu entſcheiden iſt, 
weil Geſetze auszuführen iſt und weil nicht bloß die Gemeinden, 
ſondern mehr noch als dieſe das Publicum, ja jeder Einzelne ein In⸗ 
tereſſe daran hat, Schutz zu finden gegen Willkür, gegen fehlerhafte 
Anwendung des Geſetzes, gegen Vernachläſſigungen der geſetzlichen 
Pflichten der Gemeinde und gegen die Gefahren, die ihm und dem 
öffentlichen Wohle aus der Vernachläſſigung dieſer Pflichten entſtehen 
können. 

Daraus folgt unn keineswegs das Reſultat, zu welchem mein 
unmittelbarer Herr Vorredner (Herman) gekommen iſt; es folgt nicht 
daraus, daß die Localpolizei von der Regierung und deren Organen 
übernommen werden müßte. Wenn die Regierung dies ſelbſt wollte, 
ſie könnte es nicht thun, weil die Gemeinde der unterſte ſtaatliche 
Organismus iſt, und die Gemeinde gegenüber dem Staate verpflichtet 
ift, dieſe Art von Thätigkeit zu übernehmen, weil ſie gleichzeitig auch 
im Intereſſe der Gemeinde ſelbſt liegt und weil der Staat in dieſen 
Dingen die Mitwirkung der Gemeinde nicht entbehren kann. Was 
aber daraus folgt, ift das: daß die den Gemeinden auferlegten Pflich— 
ten erzwingbar fein, daß das Publicum gegen die Außerachtlaſſung 
ihrer geſetzlichen Pflichten und gegen eine falſche Anwendung der 
Geſetze geſchützt werden müſſe. Die Zwangs⸗ und Schutzgewalt ſteht 
aber nur dem Staate zu und deßwegen tft es ein Fehler der fri 
heren Gemeindeordnung geweſen, daß man dieſe Dinge der Staats⸗ 
gewalt entzogen und einer Körperſchaft anvertraut hat, die keine Gre- 
cutive haben kann und niemals eine ſolche haben ſoll, nämlich dem 
Landesausſchuſſe. 

Die Vorlage iſt daher nach meiner Anſicht zu dem richtigen 
Principe zurückgekehrt, indem ſie das Aufſichtsrecht der politiſchen 
Behörden, welches gegenwärtig faſt uur ein negatives tft, in ein pofi- 
tives verwandelt, und indem ſie die Entſcheidung über Beſchwerden 


man nothwendig hätte, zu einem künſtlichen Gebilde zu greifen, gegen im localpolizeilichen Wirkungskreiſe an die politiſchen Behörden und 


nicht mehr an den Gemeinde-Ausſchuß und an den Landesausſchuß abs 
gegeben hat. Gegen was ich mich aber ausſprechen muß, iſt das den 
Gemeindevorſtehern übertragene Strafrecht. Gerade dieſe Beſtimmung 
in der Gemeindeordnung hat am meiſten dazu beigetragen, dieſe in 
Verruf zu bringen; denn der Gemeindevorſteher iſt in den weitaus 
meiſten Fällen nicht die geeignete Perſönlichkeit für ſolche jurisdic- 
tionelle Acte, er, ift es nicht durch die Art feiner Berufung (durch 
Wahl), er iſt es in der Regel nicht nach ſeinen perſönlichen Verhält⸗ 
niſſen und nach ſeiner focialen Stellung, er iſt es ſelten nach feinen 
perſönlichen Verhältniſſen zu den übrigen Gemeindemitgliedern, er iſt 
es nie nach dem Maße der ihm auferlegbaren Verantwortlichkeit. Da⸗ 
mit, daß das Strafrecht im übertragenen Wirkungskreiſe geübt wird, 
iſt nichts gethan und dem Gemeindevorſteher die nothwendige Autorität 
nicht gegeben. Dieſe Autorität müßte er in ſich ſelbſt und in dem 
Glauben finden, daß er wirklich die geeignete Perſönlichkeit ſei, in 
Straffällen als Richter zwiſchen das verletzte Geſetz und ſeine Mit— 
bürger zu treten. 

Indem ich nun vertheidigt und dargethan habe, daß die Lane 
desausſchußvorlage das eine weſentliche Gebrechen behoben hat ſo 
wird mir wohl erlaubt ſein, auf zwei Einwendungen zu antworten, 
die mir in dieſer Hinſicht gemacht werden könnten. 

Die erſte Einwendung ginge dahin, daß unſere Vorſchläge die 
Autonomie gefährden, weil den Gemeinden gegenüber nicht mehr der 
Landesausſchuß, fondern die politiſchen Behörden in Thätigkeit geſetzt 
würden. Ich könnte mich ſehr weitläufig über die Unzweckmäßigkeit 
eines Aufſichtsrechtes der politiſchen Behörden auslaſſen, welches nur 
in der Richtung geübt werden darf, daß die Gemeinden nicht ihre 
Competenz überſchreiten und nicht gegen die Geſetze vorgehen; über 
die Unzweckmäßigkeit eines Recurszuges, der an den Gemeinde-Aus⸗ 
ſchuß geht, welcher die Entſcheidung feines Vorſtehers nie abändert, 
eines Recurszuges, welcher in demſelben Gegenſtande wegen fehler- 
bafter Anwendung des Geſetzes gleichzeitig an den Landesausſchuß und 
an die politiſche Behörde gerichtet werden kann; eines Recurſes, von 
dem man nicht weiß, wohin er eigentlich zu richten ift, wenn mit 
einer Entſcheidung gleichzeitig auch eine Strafe verbunden iſt; ob der 
meritoriſche Theil, das Quale, der Uebertretung im Recurszuge der 
Entſcheidung des Landesausſchuſſes zuſteht, oder ob die politiſche Be- 
hörde mit der Entſcheidung über die Strafe gleichzeitig auch über 
die Geſezlichkeit der verletzten polizeilichen Verfügung zu entſcheiden 
habe; ich könnte endlich den Mangel an Eignung des Landesaus⸗ 
ſchuſſes für ſolche jurisdictionelle Acte ausführen — ich werde mich 
aber nur auf wenige allgemeine Bemerkungen beſchränken. 
Man ſoltte eigentlich nicht von Autonomie, ſondern nur von 
Selbſtverwaltung ſprechen. Selbſtverwaltung aber iſt die 
deen öffentlicher Pflichten, die Erfüllung ſtaatlicher 
Lacan die Vollziehung öffentlicher Leiſtungen auf 
1 75 pu 1 durch die Bevölkerung dieſer Gebiete 
997 5 Beſetzen des Staates und mit den von dieſen 
- ESSERE ſelbſt auf gebrachten Mitteln und Steuern. 
Es iſt aber ein Irrthum, zu glauben, die Selbſtverwaltung müſſe, 
damit fie überhaupt Selbſtverwaltung jet und bleibe, der Controle 
der Regierung entzogen ſein. Daß die öffentlichen Pflichten, die ſtaat⸗ 
lichen Aufgaben von Perſonen aus der Bevölkerung unmittelbar erfüllt 
werden können, daß öffentliche Dienſte von Perſonen aus der Beräl- 
n unmittelbar, nicht aber von Beamten des Staates oder von 
Cemmunalbeamten, die doch durch den Staat reglementirt werden 
müßten, geleiſtet werden, das iſt das Weſen des Selfgovernments, und 
tah dieſe Dienſte, diefe Pflichten und diefe Aufgaben nach den Ge⸗ 
lepen des Staates erfüllt werden, das ift die ſelbſtverſtändliche Vor⸗ 
We Abs Selfgovermmente. Daher iſt es mir auch ganz un 
Feia SURO ER 2 Oelfgovemment der Gemeinden mehr gefährdet 
gal wied m ur 1 1 0 von der Regierung und ihren Organen 
Sm; Saale wie das Selfgovernment mehr intact ſein ſoll, wenn 

icht die Re Sub ſeine Befehle ertheilt und die Controle übt und 
= ung das ift mir unfaßbar. 

nberfaffen W dasjenige, was dem Selfgovernment der Gemeinde 
Tiy | crot ann, noch lange nicht Dasjenige, was dem Gelf- 
government überlaſſen werden ſoll. Es iſt ein Irrthum zu glauben, 
das Weſen des Selfgoverument bringe es mit fi oder erdulde es 
auch nur, daß alles, was demſelben uͤberwieſen wird, in der Gemeinde 
ſich concentrire. Gerade das Ziel des Selfgovernments: die beſitzen⸗ 
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den Claſſen an der Erfüllung ſtaatlicher Aufgaben zu intereſſiren, 
ſchließt eine ſolche Concentration aller Selfgovernments in der Ge- 
meinde aus, und es iſt eine richtige Anwendung des Principes, wenn 
die Sorge für die Bedürfniſſe der Schule, für die Kirchen und Kir- 
cheneinrichtung, für die Erhaltung der Straßen, für die Beſchaffung 
der Steuergrundlagen eigenen Perſonen, die der Bevölkerung ent⸗ 
nommen ſind, auvertraut iſt, wobei ich davon ganz abſehe, ob dieſe 
Perſonen ernannt oder gewählt ſind. Deßwegen bin ich entſchieden 
der Anſicht, daß die Localpolizei an die Bezirksausſchüſſe nicht iber- 
geben werden darf, abgeſehen davon, daß fie dann nicht mehr Dris- 
polizei wäre. 

Ich theile auch die Auſchauung nicht, welche die Regierung als 
etwas Gefährliches ferngehalten wiſſen will, weil ſie jeder Freiheit 
und Autonomie ſchädlich fei. Dieſe Anſchauung führt zu einer Dis- 
paration im Staate, in welcher nach und nach die Bureaukratie eine 
eigene feindſelige Kaſte werden würde, die ſich nothwendigerweiſe 
heimlich freut, der Unbehilflichkeit des Selfgovernments von ihren 
Tiſchen aus zuzuſehen. Ein Volk, das in den Aufgaben des Self— 
governments geübt iſt, wird, weil es durch ſeinen Selbſtantheil an 
der Adminiſtration etwas von den Schwierigkeiten kennen lernt, mit 
denen man bei dem Regieren — und Regieren heißt ſchließlich Ad— 
miniſtriren — zu kämpfen hat, auch der Regierung und deren Or— 
ganen ein reiferes, gewiß aber auch ein billigeres Urtheil entgegen 
bringen. Ein von der Regierung immer geführtes und reglementirtes 
Volk wird aber immer der Regierung feindſelig oder doch mißtrauiſch 
gegenüberſtehen. — Durch Selbſtantheil an der öffentlichen Verwal⸗ 
tung lernt fih auch erkennen, daß es in der menschlichen Geſellſchaft 
bleibende Intereſſen und Anſprüche gibt, die nicht geopfert werden 
dürfen, welchen von jeder Regierung, mögen die Syſteme auch wed- 
ſeln, Rechnung getragen werden muß. Ueber ſein Loos beruhigt, wird 
dann das Volk ſich nicht eine Stellung verlangen, durch welche das 
Selfgovernment zur Gefahr würde, eine Regierung neben der Re— 
gierung zu werden. Damit aber in der Bevölkerung ſich 
ſolche conſervative Grundſätze ausbilden, iſt eine nähere 
Berührung zwiſchen den Organen der Gemeinde und 
zwiſchen den Organen des Staates, eine Ergänzung 
und gegenſeitige Durchdringung des Selfgovern ments 
und der ſtaatlichen Adminiſtration eine unbedingte 
Nothwendigkeit. 

Es kann mir noch eine zweite Einwendung gemacht werden, 
nämlich Die: daß wir durch die Erweiterung des Aufſichtsrechts der 
politiſchen Behörden und durch die Uebertragung der Beſchwerden 
zur Entſcheidung an dieſelben über die Eompetenz der politiſchen 
Behörden verfügen, ſo daß möglicherweiſe dadurch ihre Organiſation 
geändert werden müßte, und daß wir dazu keine Competenz haben. 
Nun ich weiß nicht, ob deßhalb, weil den Bezirkshauptmannſchaften 
dieſer Wirkungskreis auch übertragen werden ſoll, eine ſolche Ueber— 
bürdung, wenn ſie nicht ſchon vorhanden iſt, geſchaffen werden wird, 
in Folge welcher eine andere Organiſation nothwendig wird. Ich kaun 
es kaum glauben. Hat doch die gegenwärtige Gemeindeordnung es 
für genügend gehalten, daß der Landesausſchuß Recursinſtanz ſei — 
der eine Landesausſchuß für 1300 Gemeinden! Die Regierung wird 
doch nicht annehmen, daß in jeder einzelnen der 19 Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften die Arbeit viel größer werde, als es die des einzigen 
Landesausſchuſſes war? Aber wie dem auch ſei, ich habe die Ueber— 
zeugung, die gegenwärtige Organiſation der politiſchen 
Behörden kann nicht beſtehen bleiben; denn ſie genügt 
nicht mehr den Bedürfniſſen des Volkes, und nicht 
mehr den Bedürfniſſen des Dienſtes. — Nicht einmal das, 
was den politiſchen Behörden durch die Gemeindeordnung übertragen 
iſt, nicht einmal dieſes Bischen von Aufſicht ſind ſie im Stande, auf 
ihren großen Gebieten zu führen. 

Ein wie großer Freund der Ausdehnung des Selfgovernments 
ich auch bin, ſo hat dieſe Ausdehnung doch ihre Grenze, und bei 
weitem mehr der Agenden des Staates ſind derart, daß ſie dem 
Selfgovernment nie anvertraut werden dürfen. Der Umfang, die 
Zahl dieſer Gegenſtände, die Wichtigkeit derſelben, das Maß von 
Vorſorge, Arbeit, Aufſicht und fo weiter, die ſie in Anſpruch neh⸗ 
men, ſtehen in geradem Verhältniſſe mit der ganzen politiſchen und 
wirthſchaftlichen Entwicklung eines Volkes und zum Gebrauche und 
Mißbrauche, den man von politiſchen Rechten macht. Meine Herren! 


Sie würden ſtaunen, wenn ich Ihnen ein Regiſter aller der Angelegenheiten 
vorlegen wollte, die den politiſchen Behörden zur Beſorgung anvertraut ſind. 
Wie ſoll aber eine prompte, eine den Verhältniſſen, und den Abſichten des Ge⸗ 
ſetzes entſprechende, eine mehr als oberflächliche Beſor gung dieſer Geſchäfte 
möglich fein auf fo ausgedehnten Gebieten, wenn der Bezirkshaupt⸗ 
mann und ſein Commiſſär zu den monatlichen Sitzungen in drei bis 
fünf Bezirksſchulräthen, zu Amtstagen und Commiſſionen, die durch 
ihre ämtliche Beſchäftigung nothwendig werden, das halbe Jahr im 
Wagen und auf der Straße zubringen? Ehen diefe politiſche Organi⸗ 
ſation ift mit eine Urſache des geringen Geſetzlichkeitsſinnes im Volke. 
Weil eben den politiſchen Aemtern fo viele Dieuſte übertragen find, 
daß ſie dieſe kaum erfüllen können, bleiben ſo viele und ſehr nützliche 
Geſetze nur Geſetze auf dem Papiere. Das Volk lernt kennen, daß es 
mit den Geſetzen eine nicht ſehr ernſte Bewandtniß habe, wenn die— 
ſelben nie gehandhabt werden, und gerade die nützlichſten Geſetze, jene, 
die beſtimmt ſind, den wirthſchaftlichen Bedürfniſſen des Volkes gerecht 
zu werden, dem wirthſchaftlichen Fortſchritte zu dienen, bleiben am 
häufigſten unausgeführt, weil den politiſchen Behörden entweder dafür 
die Berechtigung, oder aber die Zeit fehlt. Ich erinnere nur an das 
Geſetz über die Ableitung und Benützung der Gewäſſer. 

Daraus folgt aber noch ein weiterer Nachtheil, und zwar ein 
Nachtheil von ſehr großer politiſcher Bedeutung: In der Landesgeſetz— 
gebung verliert die Regierung vollſtändig die Initiative. Denn, indem 
ihr wichtige Zweige der Adminiſtration entzogen ſind, lernt ſie die 
couereten Verhältniſſe nicht jo genau fennen, daß fie den Bedürfniſſen, 
die daraus entſpringen, gerecht werden könnte und noch weniger, daß 
ſie die Mittel für die Abhilfe fände. Die Initiative der Regierung, 
die bei jeder Geſetzgebung die Hauptſache iſt, — ſie iſt, wir ſehen 
es ja in unſerem Landtage, verſchwundeu. Der politiſche Beamte ver- 
liert aber auch eben dadurch jedes Vertrauen in der Bevölkerung, 
denn die Bevölkerung auf einem ſo großen Gebiete ſieht ihn ja nie, 
und wenn ſie ihn ſieht, ſieht fie ihn nur in dem Unangenehmen ſei⸗ 
nes Dienſtes. Bequem mag dies wohl ſein für Viele, und die Par— 
teien mögen ſich deſſen freuen, aber ich ſpreche von der Regierung 
als einem Principe, und da ſage ich, es iſt nicht gleichgiltig, ob die 
Regierung einen Einfluß auf die Bevölkerung hat oder nicht.“ 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber Erſatz der Vertretungskoſten in Markenſchutzſtreitigkeiten 

kann durch das politiſche Erkenntniß nicht abgeſprochen werden. 

Heber Wiſſentlichkeit des Eingriffes in das Markenrecht kommt 
nach Ueberzeugung des polit. Nichters abzuurtheilen. 


T 


Die Bezirkshauptmannſchaft von T. erkannte unterm 2. Wo- 
vember 1873 die Firma L. u. Comp. in B. der Uebectretung der 
$$ 15, 16 und 17 des Markenſchutzgeſetzes durch widerrechtliche 
Nachahmung der für Anton O. bei der Handelskammer für Nieder— 
Oeſterreich für die Fabrikation und den Handel einer Liqueurgattung 
(„Benedictine“ genannt), regiſtrirten Marken und wegen Anbringung 
dieſer nachgemachten Marken auf den in Verſchleiß gebrachten eigenen 
Erzeugniſſen ſchuldig und hat gegen dieſe Firma, da jener Eingriff 
wiſſentlich begangen worden, nach Maßgabe des § 18 des erwähnten 
Geſetzes eine Geldſtrafe im Betrage von 100 fl. ö. W. zu Handen 
des B. . ber Localarmenfonds ausgeſprochen. Zugleich wurde der 
Firma L. u. Comp. die Einſtellung des ferneren Gebrauches diefer 
widerrechtlichen Marken, welche ohne mehr als gewöhnliche Aufmerk— 
ſamkeit von den regiſtrirten nicht zu unterſcheiden ſeien und deren 
Vernichtung, ſowie die Unbrauchbarmachung der zur Nachahmung der 
Marken dienlichen Siegel verordnet. Die Geltendmachung des Er— 
ſatzanſpruches des Vertreters des Klägers betreffs der Koften aus 
Anlaß der erwähnten Klage und diesfälligen Strafverhandlung wurde 
auf den Civilrechtsweg gewieſen. 

Gegen dieſes Erkenntniß haben ſowohl der Kläger als der Ge- 
klagte, reſp. Verurtheilte den Statthaltereirecurs eingebracht; erſterer 
führte gegen die Verweiſung bezuglich des Erſatzes der Vertretungs- 
koſten auf den Civilrechtsweg Beſchwerde, letzterer beſtritt das Bor- 
handenſein eines wiſſentlichen Eingriffes in das Markenrecht der Firma O. 

Die böhmiſche Statthalterei hat die angefochtene Entjcheidung 
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der eriten Inſtanz, inſoweit ſelbe die Firma L. u. Comp. des wiſſem— 
lichen Eingriffes in das Markenrecht des O. ſchuldig ſprach und zu 
einer Strafe von 100 fl. verurtheilte, behoben, „weil der Beweis nicht 
hergeſtellt worden, daß L. u. Comp. bekannt war, durch die Nach- 
ahmung der Marken geſetzlich geſchützte Marken nachgemacht zu haben 
und weil nur wenn dieſer Umſtand nachgewieſen worden wäre, von 
einer Wiſſentlichkeit des Eingriffes in fremdes Markenrecht die Rede 
fein könnte. Hiernach entfalle die gegen L. u. Comp. ausgeſprochene 
Geldſtrafe und die Veröffentlichung des Straferkenntniſſes (8 21 
M. Sch. G.)“ Die mit dem angefochtenen Erkenntniſſe getroffene, 
im § 15 und 16 M. Sch. G. gegründete Verfügung, mit welcher 
der Firma L. u. Comp. der fernere Gebrauch der beanſtändeten 
Marken unterſagt, die ſofortige Beſeitigung derſelben von den zum 
Verkaufe beſtimmten Erzeugniſſen, ſowie die Unbrauchbarmachung der 
vorgefundenen nachgeahmten Marken, dann der zur Nachahmung der⸗ 
ſelben dienenden Siegel verordnet worden war, wurde aufrecht er— 
halten. Ebenſo wurde das angefochtene Erkenntniß, inſoferne mit dem— 
ſelben die Geltendmachung des Erſatzanſpruches des klägeriſchen Ver— 
treters in Betreff der Koſten aus Anlaß der Klage gegen & u. Comp. 
und des diesfälligen Verfahrens, auf den Rechtsweg verwieſen wurde, 
beftätigt, „weil der § 23 des Muſterſchutzgeſetzes beſtimmk, daß 
in ſolchen Fällen das Verfahren nach deu Vorſchriften der Gew. O. 
über Gewerbsſtörungen und Gewerbegeſetz-Uebertretungen ſtattzu— 
finden hat, die Gew.-Ord. aber die Beiziehung von Rechtsfreunden 
nicht vorſchreibt.“ 

Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung hat die Berufung 
eingelegt. In der Beſchwerde verſuchte er zu beweiſen, daß die Firma 
L. u. Comp. ſich abſichtlich und wiſſentlich einen Eingriff in ſein 
Markenrecht erlaubt habe. Die Verweiſung der Erſaganſprüche für 
die aufgelaufenen Proceßkoſten auf den Rechtsweg ſei im § 15 M. 
Sch. G. nicht begründet, weil in dieſem Paragraphe nur jene Erfatz— 
anſpruche auf den Rechtsweg zu verweilen find, welche auf Erſatz des 
durch den Eingriff in das Markenrecht erlittenen Schadens entſtanden 
find, keineswegs aber die durch das Strafverfahren ſelbſt aufgelaufe— 
nen Koſten. j 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 22. Mai 1874, 3. 
4706, der Berufung des O. Folge gebend, erkaunt: „die angefochtene 
Eutſcheidung, inſoweit mit derſelben die Firma L. u. Comp. in Ab⸗ 
änderung des Straferkenntuiſſes der Bezirkshauptmaunſchaft in T. 
der Uebertretung gegen den § 18 des Markenſchutzgeſetzes vom 7. De— 
cember 1858, Nr. 230 R. G. Bl. nicht ſchuldig erkannt wurde, 
wird behoben und das Straferkenntniß der erſten Inſtanz mit wel- 
chem die Firma L. u. Comp. der Uebertretung der $ 15, 16, 17 
und 18 des erwähnten Geſetzes begangen durch widerrechtliche und 
wifſentliche Nachahmung der von O. bei der Handelskamnier in 
Nieder⸗Oeſterreich für die. Fabrikation und den Handel einer „Bon: 
dictie” genannten Liqueurgattung regiſtrirten Marken und durch die 
Anbringung dieſer nachgemachten Marken auf den in Verſchleiß ge- 
brachten Erzeuguiſſen der Firma L. u. Comp., ſchuldig erkannt und 
gegen dieſe Firma nach Maßgabe des § 18 des oben eitirten Ge— 
ſetzes eine Geldſtrafe von 100 fl. zu Handen des Localarmenfondes 
in B. verhäugt worden iſt, aus den Gründen dieſer Entſcheidung 
vollinhaltlich beſtätiget und wieder in Kraft geſetzt und überdies auf 
Grund des § 21 des M. Sch. G. angeordnet, daß dieſes Strafer— 
kenntniß zu veröffentlichen ſei. Begründet erſcheint die Veröffentlichung 
des Straferkenutniſſes durch den Umſtand, daß das Publicum auf 
diefe Art am ſicherſten von dem Vorhandenſein nachgeahmter Schutz- 
marken in die Kenntuiß geſetzt wird. Dagegen kann auf deu Erfak 
der von dem Recurrenten beanſpruchten, aus Anlaß des Strafrer— 
fahrens für die rechtsfreundliche Vertretung des Klägers erwachſenen 
Koſten aus den in der angefochtenen Statthalterei-Entſcheidung gel⸗ 
tend gemachten Gründen nicht erkannt werden, daher die Eutſchei— 
dung der zweiten Inſtanz, inſoferne mit derſelben die Verurtheilung 
des Geklagten in die Koſten für die Vertretung des Klägers verwei— 
gert und inſoferne die von der erſten Inſtanz angeordnete Einſtellung 
des ferneren Gebrauches der nachgemachten Marken, ſowie die Be- 
ſeitigung derſelben von den damit bezeichneten, beim Bürgermeiſter— 
amte in B. aufbewahrten Erzengniſſen, endlich die Vernichtung der 
weiters vorgefundenen Marken und ſchließlich die Unbrauchbarmachung 
der zur Nachahmung der Marken dienlichen Siegel beſtätigt worden 
ift, aufrecht erhalten wird, beziehungsweiſe unberührt bleibt.“ L, 


O 


—. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


